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1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 
Das Plangebiet des vorliegenden Bebauungsplanes besteht aus drei Teilflä-
chen, die den Geltungsbereich des m-

 westlich und östlich davon umfassen. 

Die westliche Teilfläche (Teilgebiet A) liegt ca. 33 m südöstlich der Straße 
am 

Westrand des Bebauungsplanes Nr. 62. 

Die östliche Teilfläche (Teilgebiet B) befindet sich ca. 60 m südwestlich der 
Lambertstraße am Nordostrand des Bebauungsplanes Nr. 62. 

Die genaue Lage und Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der Plan-
zeichnung. 

 

2 Planungserfordernis und Ziele 
2.1 Planungsanlass und Erfordernis  

Das Teilgebiet A hat eine Größe von ca. 770 qm und liegt zwischen dem im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil gemäß § 34 BauGB an der Straße Mühlen-
berg der Gemeinde Esterwegen und dem südöstlich angrenzenden Bebau-
ungsplan Nr. 62 der Gemeinde Esterwegen (Teilgebiet C). Gemäß Aussage 
des Landkreises Emsland ist diese Fläche daher nicht bebaubar. 

Die Teilfläche B 350 qm des ursprünglichen 
Flurstücks Nr. 277 der Flur 40 der Gemarkung Esterwegen. Diese wurde bis-
her nicht als Wohngebiet überplant und soll dem angrenzenden neu zugeteil-
ten Baugrundstück zugeschlagen werden, damit keine nicht nutzbare, nicht er-
schlossene Fläche verbleibt. 

Die Gemeinde beabsichtigt daher mit der vorliegenden Planung das Teilgebiet 
A ergänzend zum bestehenden Bebauungsplan als Wohngebiet festzusetzen, 
damit sie für die Errichtung eines Wohnhauses genutzt werden kann. Gleich-
zeitig kann damit eine sinnvolle Abrundung des vorhandenen Siedlungsgebie-
tes und ein städtebaulich sinnvoller Anschluss des Plangebietes des Bebau-
ungsplanes Nr. 62 an den im Zusammenhang bebauten Ortsteil an der Müh-
lenstraße geschaffen werden. 

Mit der Überplanung der östlichen Teilfläche soll eine bisher nicht nutzbare 
Fläche von ca. 350 qm einer Nutzung als Wohngebiet, entsprechend der Fest-
setzung im angrenzenden Bebauungsplan Nr. 62 zugeführt werden.  

Da die Flächen zwar im Bereich der Ortslage von Esterwegen liegen und 
überwiegend von Bebauung umgeben sind, jedoch im Außenbereich gemäß  
§ 35 BauGB liegen, ist für die geplante bauliche Entwicklung die Aufstellung 
eines Bebauungsplanes erforderlich. 

Gleichzeitig soll für das Teilgebiet C die örtliche Bauvorschrift zu den Einfrie-
dungen entsprechend der geplanten Festsetzung in den Teilgebieten A und B 
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angepasst werden. Die übrigen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 62 
bleiben im Teilgebiet C unberührt und haben weiterhin Gültigkeit. 

Mit der vorliegenden Planung entspricht die Gemeinde insbesondere den An-
forderungen des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB, wonach die städtebauliche Entwick-
lung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung sicherzustellen ist und 
die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung zu berücksichtigen sind. 

 

2.2 Beschleunigtes Verfahren 

Für Planungsvorhaben für die Innenentwicklun n-
e-

wandt werden.  

Gemäß § 13 a BauGB kann die Gemeinde einen Bebauungsplan im be-
schleunigten Verfahren durchführen, sofern 

 es sich um einen Bebauungsplan für die Wiedernutzbarmachung von 
Flächen, die Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenent-
wicklung (Bebauungsplan der Innenentwicklung) handelt, 

 in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO 
oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von  
a) weniger als 20.000 qm  
b) 20.000 bis weniger als 70.000 qm, wenn durch überschlägige Prü-
fung die Einschätzung erlangt wird, dass der Bebauungsplan voraus-
sichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat.  

 die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen, nicht vorbereitet oder be-
gründet wird und 

 keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b 
des BauGB genannten Schutzgüter bestehen. 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 43.330 qm und ist von 
Bebauung umgeben.  

Mit einem Bebauungsplan der Innenentwicklung werden insbesondere solche 
Planungen erfasst, die der Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpas-
sung und dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. Der Begriff der Innen-
entwicklung bezieht sich daher vor allem auf innerhalb des Siedlungsbereichs 
liegende Flächen.  

Das vorliegende Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage von Esterwegen. Da-
mit handelt es sich um eine Innenentwicklung, die mit Hilfe eines Bebauungs-
planes gemäß § 13a BauGB durchgeführt werden kann. 

Der Schwellenwert für ein Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB mit ei-
ner zulässigen Grundfläche von maximal 20.000 qm wird im vorliegenden Fall 
bei einer festgesetzten Grundflächenzahl von 0,4 sowie nach Abzug der Ver-
kehrs- und Grünflächen und einer damit zulässigen Grundfläche von ca. 
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14.884 qm unterschritten. Auch ein sonstiges UVP-pflichtiges Vorhaben wird 
nicht vorbereitet oder begründet.  

Das Plangebiet ist auch nicht Bestandteil eines Gebietes von gemeinschaftli-
cher Bedeutung oder eines Europäischen Vogelschutzgebietes im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes. Beeinträchtigungen der Erhaltungsziele und der 
Schutzzwecke dieser in § 1 Abs. 6 Nr. 7 b BauGB genannten Gebiete ergeben 
sich nicht.  

Das Plangebiet befindet sich außerdem weder innerhalb des Achtungsabstan-
des von Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung - 12. Bundesimmissi-
onsschutzverordnung (12. BImSchV), noch sind im Plangebiet derartige Be-
triebe vorgesehen. Anhaltspunkte dafür, dass Pflichten zur Vermeidung von 
schweren Unfällen nach § 50 S.1 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
zu beachten sind, liegen daher nicht vor.  

Für die vorliegende Planung sind damit die Voraussetzungen für ein beschleu-
nigtes Verfahren gemäß § 13a Abs. 1. Nr. 1 BauGB gegeben. Somit wird von 
der Umweltprüfung, von dem Umweltbericht und von der Angabe, welche Ar-
ten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen. Im beschleu-
nigten Verfahren gelten die Vorschriften des vereinfachten Verfahrens nach 
§ 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 BauGB entsprechend. 

 

2.3 Vorbereitende Bauleitplanung / Flächennutzungsplan  

Im Flächennutzungsplan ist das Teilgebiet C als Wohnbaufläche und das Teil-
gebiet A mit einer Größe von ca. 770 qm etwa je zur Hälfte als Wohnbaufläche 
und als gemischte Baufläche dargestellt.  

Das Teilgebiet B mit einer Größe von ca. 350 qm ist als Fläche für die Land-
wirtschaft ausgewiesen. 

Aufgrund der geringen Größe der Teilgebiete A und B und der damit geringen 
Abweichung von der nicht parzellenscharfen Darstellung im Flächennutzungs-
plan, geht die Gemeinde Esterwegen davon aus, dass eine Berichtigung des 
Flächennutzungsplanes für die vorliegende Planung nicht erforderlich ist. 

 

2.4 Örtliche Gegebenheiten und bestehende Festsetzungen  

Das Plangebiet liegt innerhalb der bebauten Ortslage von Esterwegen. Die 
Teilgebiete A und B sind unbebaut. 

Das Teilgebiet A stellt sich als Teil einer kleineren Grünlandfläche mit einer 
Gesamtgröße von ca. 1.600 qm dar, die innerhalb von Bebauung liegt bzw. 
durch die Straße e-
bauung begrenzt wird. 

Das Teilgebiet B mit einer Größe von ca. 350 qm ist der Rest einer Ackerflä-
che, die im Norden und Nordosten weiträumig von Bebauung umgeben ist und 
im Süden durch im Bau befindliche und bestehende Wohnhäuser innerhalb 
des Bebauungsplanes Nr. 62 abgegrenzt ist. 
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Das Teilgebiet C ist als Baugebiet erschlossen und befindet sich in der Umset-
zung. 

 

2.5 Immissionssituation 

Verkehrslärm (Anlage 1) 

Mit der Kreisstraße 116 (Mühlenberg) verläuft die nächstgelegene überörtliche 
Hauptverkehrsstraße nordwestlich des Teilgebiets A. Der Abstand beträgt von 
der Fahrbahnmitte bis zur Teilfläche ca. 36 m. Außerdem verläuft direkt süd-
westlich dieser Teilfläche die neue Verbindungsstraße (Heyen Drüft). 

Für die o.g. Straßen sind Berechnungen bezüglich des Verkehrslärms durch-
geführt worden (Anlage 1). 

Ergebnis dieser Berechnungen ist, dass die Orientierungswerte der DIN 18005 
(Schallschutz im Städtebau) für das geplante allgemeine Wohngebiet bezogen 
auf die Kreisstraße 116 (K 116) eingehalten werden. Die Orientierungswerte 
werden um ca. 0,8 dB (A) tags unterschritten und nachts eingehalten. 

Für die Verbindungsstraße (Heyen Drüft) werden die Orientierungswerte in ei-
nem Abstand von 12 m zur Fahrbahnmitte tags um 1 dB(A) unterschritten und 
nachts eingehalten. 

Die Fahrbahnmitte der Verbindungsstraße hält zur Baugrenze einen Abstand 
von 12 m ein. 

Das Teilgebiet B liegt weit abseits überörtlicher bzw. örtlicher Haupterschlie-
ßungsstraßen, so dass erhebliche Verkehrsimmissionen im Bereich dieser 
Teilfläche nicht zu erwarten sind. 

 

Immissionen aus Tierhaltungsanlagen (Anlage 2) 

Tierhaltungsanlagen bzw. landwirtschaftliche Betriebe, deren Immissionen zu 
Beeinträchtigungen führen könnten, sind im direkten Umfeld des Plangebietes 
nicht vorhanden. Die nächstgelegenen Betriebe bzw. Stallanlagen befinden 
sich in Abständen von ca. 200 - 400 m nordwestlich bzw. südlich des Plange-
bietes. Für das Plangebiet wurde durch die Zech Ingenieurgesellschaft mbH 
Lingen die zu erwartende Geruchsbelastung durch landwirtschaftliche Betriebe 
auf Grundlage der GIRL 2008 ermittelt.  

Nach den Ermittlungen liegt im Bereich des Plangebietes eine nur geringe Be-
lastung von einer Geruchseinheit (GE) pro cbm Luft (erkennbarer Geruch) an 
bis zu 2 % der Jahresstunden (Immissionswerte IW = 0,02) vor.  

Der maßgebliche Immissionswert (IW) der GIRL beträgt für Wohn- und Misch-
gebiete eine Geruchseinheit (GE) pro cbm Luft (erkennbarer Geruch) an bis zu 
10 % der Jahresstunden (Immissionswert IW = 0,10). Dieser Wert wird im 
Plangebiet deutlich unterschritten. 
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Sonstige Immissionen 

Emittierende gewerbliche Betriebe, deren Emissionen zu Beeinträchtigungen 
führen könnten, sind im näheren Umfeld des Plangebietes nicht vorhanden. 
Sonstige Anlagen deren Auswirkungen oder deren Belange zu beachten wä-
ren, sind angrenzend ebenfalls nicht vorhanden.  

Im Plangebiet sind daher insgesamt keine Beeinträchtigungen im Sinne des § 
1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB, die von potenziell störenden Anlagen ausgehen könn-
ten, zu erwarten.  

Das Plangebiet liegt in der Nähe des Schießplatzes der Wehrtechnischen 
Dienststelle 91. Die Immissionen des Schießplatzes sind hinzunehmen, da es 
sich um eine bestandsgebundene Situation handelt, die Immissionen bekannt 
sind und diese als ortsübliche Vorbelastung anerkannt werden.  

 

3 Festsetzungen des Bebauungsplanes 
3.1 Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet 

Mit der vorliegenden Planung soll für die Teilgebiete A und B ein allgemeines 
Wohngebiet (WA) gemäß § 4 Baunutzungsverordnung festgesetzt und damit 
das Teilgebiet C, das bereits als WA ausgewiesen ist, erweitert werden. Die 
Bebauung kann dadurch städtebaulich sinnvoll innerhalb der Ortslage erwei-
tert werden. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen. 

Neben den Wohnnutzungen sind in einem allgemeinen Wohngebiet auch klei-
ne gebietsbezogene Dienstleistungsbetriebe und nicht störende Handwerksbe-
triebe sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche oder 
sportliche Zwecke allgemein zulässig. Weitere gewerbliche Nutzungen, wie 
z.B. nicht störende Gewerbebetriebe sind in den Teilgebieten A und B nur 
ausnahmsweise und daher in der Regel nicht zulässig. 

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Mit der vorliegenden Planung soll eine ergänzende Wohnbebauung im Bereich 
des Bebauungsplanes Nr. 62 ermöglicht werden. Die Festsetzungen in den 
Teilgebieten A und B orientieren sich daher im Wesentlichen an den Festset-
zungen im Bebauungsplan Nr. 62. 

Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl (GRZ) regelt neben der Nutzungsdichte hauptsächlich 
das Maß der möglichen Bodenversiegelung. Sie bestimmt damit auch den zu 
erwartenden Eingriff in Natur und Landschaft.  

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird in den Teilgebieten A und B auf 
den Wert von 0,4 und damit auf den gemäß § 17 BauNVO empfohlenen Orien-
tierungswert für Obergrenzen für ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt. 
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Damit soll eine optimale Ausnutzung des Baulandes ermöglicht und dem zu-
sätzlichen Verbrauch freier Landschaft entgegengewirkt werden. 

Gleichzeitig wird durch textliche Festsetzung eine Überschreitung der GRZ im 
Sinne von § 19 (4) BauNVO ausgeschlossen. Diese Festsetzung dient insbe-
sondere dazu, das Maß der Bodenversiegelung zu begrenzen und begründet 
andererseits den Höchstwert bei der Festsetzung der GRZ. Dadurch wird eine 
sinnvolle Verdichtung und Ausnutzung der Baugebiete gewährleistet. 

Zahl der Vollgeschosse 

Die vorhandene Bebauung in der Umgebung des Plangebietes ist zum Teil 
durch zweigeschossige Wohnbebauung geprägt. Eine vergleichbare Bebau-
ungsstruktur soll sich auch im geplanten Wohngebiet entwickeln können. Für 
die Teilgebiete A und B wird die Zahl der Vollgeschosse daher auf maximal 
zwei Vollgeschosse festgesetzt.  

Bauhöhe 

Neben der Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse wird die Höhenentwick-
lung der möglichen Bebauung durch die Festsetzung einer maximalen Sockel-, 
Trauf- und Gebäudehöhe, bezogen auf die Oberkante der Fahrbahn der 
nächstgelegenen Erschließungsstraße in der Mitte vor dem jeweiligen Baukör-
per, begrenzt.  

Die Höhe der Oberkante des fertigen Fußbodens des Erdgeschosses darf in 
den Teilgebieten A und B maximal 0,30 m über dem Bezugspunkt liegen. Mit 
Hilfe dieser Festsetzung wird eine der ortstypischen Bauweise entsprechende 
Anpassung der Erdgeschosszonen an die Geländehöhen gewährleistet und 
gleichzeitig Problemen bei der Oberflächenentwässerung vorgebeugt.  

Die höchstzulässige Traufhöhe (TH) soll in den Teilgebieten A und B 7,00 m 
und die höchstzulässige Gebäudehöhe (H) 9,50 m betragen.  

Unter Traufhöhe ist die Schnittkante zwischen Außenflächen des aufgehenden 
Mauerwerks und der Dachhaut zu verstehen, unabhängig davon, in welcher 

s-
ter, U.v. 28.08.75  XIA 1081/74 -, BRS 29 Nr. 103 usw.) aus Fickert/Fieseler 
BauNVO § 16 Rn 31]. Von der Einhaltung der Traufhöhe werden Dachgauben, 
Zwerchgiebel sowie untergeordnete Gebäuderücksprünge bzw. Gebäudeteile 
ausgenommen, um den Bauwilligen bei der Baugestaltung einen weiten Spiel-
raum zu belassen. 

Für Gebäude mit einem Flach- oder Pultdach soll die maximale Gebäudehöhe 
jedoch der zulässigen Traufhöhe von 7,00 m entsprechen, um das Erschei-
nungsbild einer max. zweigeschossigen Bebauung sicherzustellen. 

Durch die Festsetzung der GRZ, der Zahl der Vollgeschosse sowie der ge-
troffenen Höhenfestsetzungen ist das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 16 
Abs. 3 BauNVO dreidimensional und damit hinreichend konkret bestimmt.  

 



Gemeinde Esterwegen  

e  9 

Büro für Stadtplanung (BP62.1_Begr.doc)  24.09.2024 

3.3 Bauweise / Zahl der Wohnungen 

Bauweise 

In den Teilgebieten A und B soll eine aufgelockerte Bebauungsstruktur erreicht 
werden, die sowohl von der Nutzung als auch vom optischen Erscheinungsbild 
her, der umliegenden Bebauungsstruktur und den Bauwünschen der Bevölke-
rung nach Familienheimen entspricht. Aus diesem Grund wird die offene Bau-
weise festgesetzt und auf Einzel- und Doppelhäuser beschränkt. 

Zahl der Wohnungen 

Darüber hinaus soll durch die Planung die homogene städtebauliche Nut-
zungsstruktur in der Nachbarschaft, die vorwiegend durch Einfamilienhäuser 
geprägt ist, nicht durch verdichtete Bauweisen wie größere Einzelhäuser mit 
mehreren Wohnungen gefährdet werden. Nach Auffassung der Gemeinde ist 
es daher erforderlich, die Zahl der Wohnungen je Einzelhaus auf höchstens 
zwei und je Doppelhaushälfte auf eine Wohnung zu beschränken.  

Die Festsetzung der Zahl der Wohnungen ist zusammen mit den Festsetzun-
gen zur Bauweise und zum Maß der baulichen Nutzung geeignet, die ange-
strebte Einfamilienhausbebauung sowohl von der Nutzungsstruktur als auch 
vom optischen Erscheinungsbild her zu unterstützen. Die Beschränkung der 
Zahl der Wohnungen auf zwei Wohnungen je Einzelhaus bzw. eine Wohnung 
je Doppelhaushälfte soll einerseits der Realisierung der genannten Ziele die-
nen, gleichzeitig aber auch ein Zusammenleben mehrerer Generationen in ei-
nem Haus (z.B. mit Einliegerwohnung) ermöglichen. 

Baugrenzen 

Entlang der öffentlichen Verkehrsflächen werden in den Teilgebieten A und B 
nicht überbaubare Grundstücksflächen von 3 m Tiefe festgesetzt, um gute 
Sichtverhältnisse für die Grundstückszufahrten zu gewährleisten. Diese Fest-
setzung dient auch der Förderung von Vorgartenbereichen für eine Eingrü-
nung der geplanten Bebauung und einer aufgelockerten Bebauungsstruktur. 
Um diese Zweckbestimmungen zu sichern, werden auf den nicht überbauba-
ren Grundstücksflächen entlang der öffentlichen Straßenverkehrsflächen alle 
Gebäude, d.h. auch Garagen und Nebenanlagen, ausgeschlossen. 

Zu den übrigen Plangebietsgrenzen werden ebenfalls nicht überbaubare 
Grundstücksflächen von mindestens 3 m Breite festgesetzt.  

 

3.4 Örtliche Bauvorschriften (§ 84 Abs. 3 NBauO) 

Gemäß § 84 Abs. 3 der Niedersächsischen Bauordnung können die Gemein-
den örtliche Bauvorschriften erlassen, z.B. um bestimmte städtebauliche, bau-
gestalterische oder ökologische Absichten zu verwirklichen. Sie können u.a. 
Anforderungen an die Gestaltung von Gebäuden stellen, z.B. für die Gebäude- 
und Geschosshöhe, die Gestaltung, Art und Höhe von Einfriedungen bestim-
men oder die Versickerung von Niederschlagswasser auf dem Grundstück 
vorschreiben.  
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Gestaltungsfestsetzungen ergehen dabei als objektbezogene gestalterische 
Regelungen nicht nach den bundesgesetzlichen Festsetzungen des BauGB, 
sondern nach den Maßgaben im Landesrecht (Bauordnungsrecht).  

In den Teilgebieten A und B wird eine Neubebauung ermöglicht. Diese soll 
sich nach den Zielen der Gemeinde in ihrem Erscheinungsbild an das benach-
barte Wohngebiet bzw. die angrenzend vorhandene Bebauung anpassen. 
Damit die Formulierungen der örtlichen Bauvorschriften für den Geltungsbe-
reich des rechtkräftigen Bebauungsplanes Nr. 62 und seinen Erweiterungen 
(Teilgebiete A und B) einheitlich sind, werden diese Vorschriften auch für das 
Teilgebiet C aufgenommen. Um Fehlentwicklungen zu vermeiden, gelten für 
das Plangebiet daher die folgenden Gestaltungsfestsetzungen: 

Einfriedungen 

Im Plangebiet wird festgesetzt, dass Einfriedungen der einzelnen Baugrund-
stücke entlang der öffentlichen Straßen und Wege (zwischen der Straßenbe-
grenzungslinie und der straßenzugewandten Baugrenze) nur bis zu einer Hö-
he von 0,80 m hergestellt werden dürfen. Unterer Bezugspunkt ist die Fahr-
bahnoberkante der nächstgelegenen ausgebauten Erschließungsstraße je-
weils lotrecht zur Einfriedung und entsprechend dem natürlichen Geländever-
lauf. Diese Vorschrift wird getroffen, um zu verhindern, dass z.B. durch Sicht-
schutzzäune oder hohe Hecken an den Straßen das angestrebte städtebauli-
che Bild einer ländlichen, dorftypischen Bebauung gestört wird. Außerdem 
werden damit Sichtbehinderungen im Bereich von Einmündungen und Zufahr-
ten ausgeschlossen. 

Wenn lebende Hecken und/oder Zäune verwendet werden, die als offene 
blickdurchlässige Zäune aus Holz, Metall und/oder Mauerwerk gestaltet wer-
den, sollen diese ausnahmsweise in einer Höhe von 2,00 m zulässig sein.  

Dieses soll ermöglicht werden, um beispielsweise bei Eckgrundstücken eine 
Einfriedung entlang der Grundstücksgrenzen errichten zu können, die private 
Außenwohnbereiche vor fremden Einblicken und Zutritten schützt. Geschlos-
sene blickdichte Elemente aus Kunststoff, Holz, Metall etc. sind in diesem Zu-
sammenhang nicht zulässig. Ebenfalls nicht zulässig ist Flechtmaterial, das 
durch die offenen Zäune geflochten wird, denn dadurch würde sich ein blick-
dichtes Element ergeben.  

Diese Ausnahme ist bislang nicht Bestandteil der örtlichen Bauvorschriften des 
rechtkräftigen Bebauungsplanes N Südlich Lam
Um diesbezüglich eine Gleichbehandlung mit den Teilgebieten A und B zu er-
halten, wird für das Teilgebiet C ebenfalls diese örtliche Bauvorschrift festge-
setzt.  

Gartengestaltung 

- bzw. 
 angelegt, welche insbesondere bei Verwendung von Folien im 

Untergrund versiegelte Flächen darstellen. Aus Gründen des Boden- und 
Grundwasserschutzes wird daher festgesetzt, dass im Plangebiet Stein- bzw. 
Schotterbeete nur zugelassen werden, soweit deren Fläche zusammen mit al-
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len baulichen Anlagen die zulässige Grundfläche von 40 % des Baugrund-
stücks (entspricht der GRZ von 0,4) nicht überschreitet. 

Gemäß § 9 Abs. 2 NBauO müssen die nicht überbauten Flächen der Bau-
grundstücke Grünflächen sein, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nut-
zung erforderlich sind. Auf den verbleibenden 60 % Grundstücksfläche, welche 
nicht mit Hauptgebäuden oder Nebenanlagen bebaut werden dürfen, sind sol-
che Steingärten somit nicht zulässig. Diese Flächen sind als Grün- und Gar-
tenfläche auszubilden.  

Oberflächenwasser (Anlage 3) 

Um den Abfluss des anfallenden Oberflächenwassers soweit wie möglich zu 
beschränken und damit die Grundwasserneubildungsrate im Plangebiet so 
wenig wie möglich zu beeinträchtigen wird festgesetzt, dass das anfallende 
Oberflächenwasser der Baugrundstücke auf den jeweiligen Grundstücken zu 
versickern ist. Eine Nutzung als Brauchwasser soll möglich sein. 

Zudem sind im Übergang der privaten Grundstücke zur öffentlichen Straße auf 
Privatgrund Linienentwässerungsanlagen (z.B. Drainrinne) einzubauen, die si-
cherstellen, dass kein Oberflächenwasser oberflächig von den Privatflächen in 
den öffentlichen Verkehrsraum abfließen kann. Damit soll insbesondere ver-
hindert werden, dass z.B. Stellplatzflächen ohne geordnete Oberflächenent-
wässerung angelegt werden. Insgesamt wird damit bei Starkregenereignissen 
dem Problem der Überflutung der Straßenverkehrsflächen entgegengewirkt. 

Grundstückszu- / -abfahrten 

Um einer großflächigen Versiegelung der Straßenseitenräume entgegenzuwir-
ken, wird außerdem festgesetzt, dass zur öffentlichen Verkehrsfläche hin ver-
siegelte Flächen, wie Grundstückszu- / -abfahrten und Hauszugänge, eine 
Breite von insgesamt 6,0 m je Baugrundstück nicht überschreiten dürfen. Da-
mit soll eine möglichst großflächige Versickerung von Oberflächenwasser im 
Straßenseitenraum gewährleistet und die Ableitung von Regenwasser redu-
ziert werden.  

Freileitungen 

Des Weiteren wird festgesetzt, dass Ver- und Entsorgungsleitungen grund-
sätzlich unterirdisch zu verlegen sind. Freileitungen führen in der Regel zu ei-
ner erheblichen Beeinträchtigung des Ortsbildes und sollen deshalb aus-
schließlich während der Bauzeit zulässig sein. Die unterirdische Verlegung mit 
Leitungen zur Stromversorgung, zur Übertragung von Informationen (Kabel-
fernsehen oder Telekommunikation) gehört seit Jahrzehnten zum üblichen 
technischen Standard und ist damit sowohl technisch als auch wirtschaftlich 
realisierbar.  

Die Gemeinde befürchtet, dass aufgrund veränderter wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen zukünftig der öffentliche Belang des Orts- und Landschaftsbildes 
gegenüber rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten zurückgestellt werden könnte 
und hält daher eine entsprechende Regelung für erforderlich.  
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Ordnungswidrigkeiten 

Um Verstöße gegen die Anforderungen der örtlichen Bauvorschriften ahnden 
zu können, wird gemäß § 80 Absatz 3 und 5 NBauO eine Bußgeldandrohung 
als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

 

4 Auswirkungen der Planung 
4.1 Auswirkungen auf bestehende Nutzungen 

Mit der vorliegenden Planung wird der Bebauungsplan Nr. 62 städtebaulich 
sinnvoll erweitert. Dadurch wird eine ergänzende Bebauung ermöglicht und die 
Baugrenzen so angepasst, dass durchgehende Bauteppiche entstehen.  

Die Festsetzungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung werden im 
Wesentlichen aus dem Bebauungsplan Nr. 62 übernommen. Damit werden die 
Nutzungsmöglichkeiten in den Teilgebieten A und B an die der angrenzenden 
Flächen angepasst. Die mögliche Bebauung hat die Abstandvorschriften nach 
der NBauO zu beachten. Nachbarliche Belange werden daher nicht unzumut-
bar beeinträchtigt.  

Durch die Planung am vorliegenden Standort kommt es zum Verlust von un-
bebauter Landschaft innerhalb eines bebauten Bereiches. Durch die Nutzung 
der unbebauten Flächen als Garten ergeben sich insgesamt jedoch keine er-
heblichen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. 

 

4.2 Belange von Natur und Landschaft 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Nach § 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist über Eingriffe in Natur 
und Landschaft, die durch die Änderung von Bauleitplänen zu erwarten sind, 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches insbesondere des § 1a abzuwä-
gen und im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu entscheiden.  

Nach § 13 a Abs. 4 i.V.m. Abs. 2 Nr. 4 und Abs.1 Nr. 1 BauGB gelten bei ei-
nem Bebauungsplan der Innenentwicklung Eingriffe, die aufgrund der Aufstel-
lung des Bebauungsplanes zu erwarten sind, im Sinne des § 1 a Abs. 3 S. 6 
BauGB als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig, sofern die 
Größe der Grundfläche oder die Fläche, die bei Durchführung des Bebau-
ungsplanes voraussichtlich versiegelt wird, weniger als 20.000 qm beträgt.  

Das Plangebiet umfasst mit seinem Geltungsbereich eine ca. 45.330 qm große 
Fläche. Bei einer zulässigen Grundflächenzahl von 0,4 und nach Abzug der 
Verkehrs- und Grünflächen beträgt die zulässige Grundfläche ca. 14.884 qm. 
Die Voraussetzung des § 13 a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ist im vorliegenden Fall 
somit gegeben. Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich. 
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Artenschutz 

Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
gelten, anders als die Eingriffsregelung, unabhängig und selbständig neben 
dem Bebauungsplan.  

Aufgrund der innerörtlichen Lage, der geringen Größe und der umliegend be-
stehenden Bebauung ist mit dem Vorkommen von empfindlichen und seltenen 
Tierarten nicht zu rechnen. Die zu erwartenden Allerweltsarten werden im Be-
reich der im Umfeld verbleibenden Bäume, Gärten und Freiflächen, genügend 
Ausweichlebensräume finden, sodass artenschutzrechtliche Verbotstatbestän-
de durch die vorliegende Planung nicht zu erwarten sind.  

Um den Verbotstatbestand der Tötung potenzieller Brutvögel und Fledermäu-
se jedoch sicher auszuschließen, dürfen Bauflächenvorbereitungen auf den 
Freiflächen nur außerhalb der Brutzeit der Freiflächenbrüter, d.h. nicht in der 
Zeit vom 1. März bis 31. Juli stattfinden. Eine Beseitigung von Gehölzen darf 
nur außerhalb der Brutzeit der Gehölzbrüter, d.h. nicht in der Zeit vom 1. März 
bis zum 30. September durchgeführt werden. Zu einem anderen Zeitpunkt ist 
unmittelbar vor Maßnahmenbeginn sicherzustellen, dass Individuen nicht getö-
tet oder beeinträchtigt werden. Ein entsprechender Hinweis ist in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Verstöße gegen artenschutzrechtliche Verbotstatbestände sind somit nicht zu 
erwarten. 

 

5 Erschließung /Ver- und Entsorgung 
Verkehrserschließung 

Das Teilgebiet A ist über die Kreisstraße 116 (Mühlenberg) erschlossen. Die 
Erschließung des Teilgebiets B erfolgt über das südlich angrenzende Bau-
grundstück. Die Anbindung des Plangebietes an das örtliche und überörtliche 
Verkehrsnetz ist damit sichergestellt. 

Ver- und Entsorgung 

Das Plangebiet stellt einen technisch vollständig erschlossenen Siedlungsbe-
reich dar. Durch die vorliegende Planung wird die technische Erschließungssi-
tuation gegenüber dem Bebauungsplan Nr. 62 nicht wesentlich geändert. Für 
eine ergänzende Bebauung ist der Anschluss an vorhandene Ver- und Entsor-
gungsanlagen möglich.  

Hinsichtlich der Ver- und Entsorgungssituation ergeben sich durch die vorlie-
gende Planung daher keine erheblichen Auswirkungen.  

Abfallbeseitigung 

Die Entsorgung der im Plangebiet anfallenden Abfälle erfolgt entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen und Verordnungen sowie den jeweils gültigen 
Satzungen zur Abfallentsorgung des Landkreises Emsland. Träger der öffentli-
chen Abfallentsorgung ist der Landkreis Emsland. 
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Eventuell anfallende Sonderabfälle sind vom Abfallerzeuger einer ordnungs-
gemäßen Entsorgung zuzuführen. 

Oberflächenwasser (Anlage 3)  

Bei der Oberflächenentwässerung sollen Auswirkungen der geplanten Flä-
chenversiegelung auf den Grundwasserstand möglichst gering gehalten sowie 
eine Verschärfung der Abflusssituation vermieden werden.  

Das anfallende Oberflächenwasser soll daher im Plangebiet versickert werden. 
Die durchgeführte Bodenuntersuchung im Rahmen der Aufstellung des Be-
bauungsplanes Nr. 62 hat ergeben, dass der anstehende Boden für eine Ver-
sickerung des anfallenden Oberflächenwassers geeignet ist.  

Durch geeignete Maßnahmen (z.B. Drainrinne) ist außerdem sicherzustellen, 
dass kein Oberflächenwasser von den Baugrundstücken in den öffentlichen 
Verkehrsraum abfließen kann. 

Für geplante wasserwirtschaftliche Maßnahmen sind die entsprechenden Ge-
nehmigungen und/oder Erlaubnisse nach dem Wasserhaushaltsgesetz in Ver-
bindung mit dem Niedersächsischen Wassergesetz bei der zuständigen Was-
serbehörde zu beantragen.  

 

6 Hinweise 
Denkmalschutz 

Im Plangebiet und angrenzend sind keine Objekte von kulturgeschichtlicher 
Bedeutung bekannt. Inwieweit archäologische Fundstücke /Bodendenkmale im 
Boden verborgen sind, kann im Voraus nicht geklärt werden. Die gesetzlichen 
Vorschriften zum Umgang mit Bodenfunden werden beachtet.  

In den Bebauungsplan ist folgender Hinweis aufgenommen: 

- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche 
Bodenfunde gemacht werden, sind diese unverzüglich einer Denkmalschutz-
behörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für die archäologische 
Denkmalpflege anzuzeigen (§ 14 Abs. 1 NDSchG).  

Bodenfunde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der 
Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, 
wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet (§ 14 Abs. 2 NDSchG).  

Die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises Emsland ist telefonisch 
unter der Rufnummer (05931) 44-0 zu erreichen.   

 

Gebäudeenergiegesetz (GEG) 

Das Gebäudeenergiegesetz (GEG) zur Umsetzung der europäischen Vorga-
ben zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und zur Vereinheitlichung des 
Energieeinsparrechts für Gebäude ist am 1. November 2020 in Kraft getreten.  
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Wie das bisherige Energieeinsparrecht für Gebäude, enthält das GEG Anfor-
derungen an die energetische Qualität von Gebäuden, die Erstellung und die 
Verwendung von Energieausweisen sowie an den Einsatz erneuerbarer Ener-
gien in Gebäuden.  

Im Übrigen ist der weitergehende Einsatz spezieller Technologien jedem 
Grundstückseigentümer, soweit es unter Berücksichtigung der jeweiligen Ge-
bietsfest-setzung und nachbarschaftlicher Interessen möglich ist, freigestellt.  

 

Wehrtechnische Dienststelle Meppen (WTD 91) 

Das Plangebiet liegt in der Nähe des Schießplatzes der Wehrtechnischen 
Dienststelle (WTD) 91 Meppen. Die Bundeswehr weist auf folgendes hin: 

Die Bauflächen befinden sich nahe der Wehrtechnischen Dienststelle. Die 
Anlage besteht seit Jahrzehnten und die Immissionen sind als Vorbelas-
tung anzuerkennen. Die bei Erprobungs- und Versuchsschießen entste-
henden und auf das Plangebiet einwirkenden Schallimmissionen sind hin-
zunehmen. Das Schießen findet regelmäßig tags und auch nachts statt. 
Vorkehrungen gegen diese Lärmimmissionen sind nur in begrenztem Um-
fang, z.B. durch eine entsprechende Gebäudeanordnung oder Grundriss-
gestaltung, möglich. Die künftigen Eigentümer sollen auf diese Sachlage 
hingewiesen werden. Abwehransprüche gegen die Bundeswehr, den Be-
treiber des Schießplatzes, können daher diesbezüglich nicht geltend ge-
macht werden. 

 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig handelt gemäß § 80 Abs. 3 NBauO, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig den örtlichen Bauvorschriften dieses Bebauungsplanes zuwiderhandelt. 
Als Tatbestand gilt die Nichteinhaltung der im Bebauungsplan getroffenen ört-
lichen Bauvorschriften. Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 Abs. 5 
NBauO mit einer Geldbuße bis zu 500.000  

 

7 Verfahren 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Die betroffenen Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden 
gem. § 13 (2) Nr. 3 in Verbindung mit § 4 (2) BauGB an der Planung beteiligt. 
Diese Beteiligung erfolgte durch Zusendung des Planentwurfs sowie der da-
zugehörigen Begründung.  
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Veröffentlichung 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde gemäß § 3 (2) BauGB zusammen 
mit der dazugehörigen Begründung in der Zeit vom 15.05.2024 bis 17.06.2024 
im Internet veröffentlicht und zeitgleich öffentlich im Rathaus der Gemeinde 
Esterwegen ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung wurden eine Woche vor-
her mit dem Hinweis, dass Anregungen während dieser Auslegungsfrist vor-
gebracht werden können, bekannt gemacht und die Bekanntmachung ins In-
ternet eingestellt. 

 

Satzungsbeschluss 

Die vorliegende Fassung der Begründung war Grundlage des Satzungsbe-
schlusses vom 24.09.2024. 

 

Esterwegen, den  

 

 

 

Bürgermeister      Gemeindedirektor 

 

 

 

8 Anlagen 
1. Verkehrsimmissionen 

2. Geruchstechnischer Bericht Nr. LG12834.1/01 (Auszug) 

3. Orientierende Baugrunduntersuchung (Bebauungsplan Nr. 62) 

 

07.10.2024

gez. H. Thomes gez. C. Hüntelmann
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